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B3.2 Schulgebäude  

o 3.2.20 Sind Glastüren und andere Glasflächen, die bis zum Fußboden allgemein zugänglicher Verkehrsflächen herabreichen, geeignet gekennzeichnet? 

Erläuterung Weitere Informationen 

Besondere Berücksichtigung sollten auch Verglasungen finden, die sich oberhalb von Verkehrsflächen (z. B. oberhalb von Gebäude-
eingängen) befinden, damit hier bei einer möglichen Beschädigung Personen nicht unnötig gefährdet werden. 

Verglasungen oder lichtdurchlässige Wände müssen für Schülerinnen und Schüler leicht und deutlich erkennbar sein.  

Aus diesem Grund sind Flächen, deren Raumtrennende Wirkung aufgrund der baulichen Gestaltung nicht deutlich wahrgenommen 
werden kann, zu kennzeichnen. Dies gilt z. B. für Glastüren, die nicht über einen Querriegel verfügen.  

Die Erkennbarkeit von Verglasungen wird z. B. durch die Verwendung von farbigem Glas, farbigen Aufklebern oder bedruckten, sati-
nierten oder geätzten Glasflächen erreicht. 

Ist die Raumtrennende Wirkung von fest stehenden Verglasungen nicht direkt erkennbar, sind die Verglasungselemente in augenfälli-
ger Höhe (ca. 1,50 m und in Grundschulen zusätzlich in einer Höhe von etwa 1 m) zu kennzeichnen.  

Darüber hinaus wird empfohlen, derartige Verglasungen in einer Höhe von etwa 1 m mit einem Querriegel zu versehen, der einen me-
chanischen Schutz darstellt und somit das Risiko von Beschädigungen verringern kann. 

Bestehende Verglasungen, die nicht den sicherheits- technischen Anforderungen entsprechen, können alternativ zum Austausch auch 
durch nachträgliche Maßnahmen abgesichert werden.  

So kann durch das Auftragen von Splitterschutzfolien oder Splitterschutzlack eine bruchsichere Eigenschaft erreicht werden.  
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B3.2 Schulgebäude  

o 3.2.21 Sind die Notausgangstüren während der Betriebszeit von innen jederzeit und ohne fremde Hilfsmittel (keine Schlüssel!) leicht zu öffnen? 

Erläuterung Weitere Informationen 

Notwendige Flucht- und Rettungswege (erster und zweiter Flucht- und Rettungsweg) sowie Notausgänge in Schulen können das ge-
fahrlose Verlassen der Schule im Brandfall nur ermöglichen, wenn sie ständig und in der erforderlichen Breite freigehalten werden. 

Die Schulleitung hat dafür zu sorgen, dass notwendige Flucht- und Rettungswege in schulischen Gebäuden gefahrlos benutzt werden 
können. Insbesondere ist darauf zu achten, dass Flucht- und Rettungswege dauerhaft und in der erforderlichen Breite von Hindernis-
sen freizuhalten sind.  

Notausgänge und Türen im Verlauf von Flucht- und Rettungswegen müssen sich während der Betriebszeit bzw. während sich Perso-
nen im Gebäude aufhalten (auch während evtl. Abendveranstaltungen) von innen ohne fremde Hilfsmittel jederzeit leicht öffnen lassen.  

Dies wird beispielsweise erreicht, wenn an Notausgängen oder Flucht- und Rettungswegtüren innen ein Türgriff und außen ein Knauf 
angebracht sind. Im Bedarfsfall können Flucht- und Rettungswegtüren an Gebäudeausgängen oder in schlecht einsehbaren Bereichen 
mit Panikriegeln gesichert werden. Diese Panikriegel können auch mit akustischen Warnsignalen ausgestattet werden. 

Schlüssel und Schlüsselkästen an notwendigen Flucht- und Rettungswegtüren sind grundsätzlich nicht zulässig. 

Die Schulleitung hat in Absprache mit dem Sachkostenträger durch organisatorische Regelungen und Anweisungen dafür zu sorgen, 
dass notwendige Flucht- und Rettungswegtüren während den Betriebszeiten ordnungsgemäß nutzbar sind. Die Einhaltung getroffener 
Regelungen ist zu überprüfen. 

Sofern sich z. B. in den Abendstunden externe Personen (z. B. Vereine, Volkshochschule) im Schulgebäude aufhalten, hat der Sach-
kostenträger entsprechende Regelungen zu treffen. 
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B3.2 Schulgebäude  

o 3.2.22 Sind Rettungswege und Notausgänge nicht eingeengt oder verstellt? 

Sind Flure und Treppenräume frei von vermeidbaren Brandlasten (z. B. abgelagerte Kartons o. ä.)? 

Erläuterung Weitere Informationen 

Um in Schulen im Brandfall die schnelle Ausbreitung von Feuer, Rauch und Schadstoffen möglichst gering zu halten bzw. zu vermei-
den und somit die sichere Nutzung vorhandener Flucht- und Rettungswege (Treppenbereiche, Treppenräume, Flure usw.) zu ermögli-
chen, müssen Brandlasten (Dekoration, Mobiliar o.ä.) in diesen Bereichen unbedingt vermieden werden. 

In Treppenbereichen oder Treppenräumen, die den einzigen baulichen Flucht- und Rettungsweg bilden, dürfen sich grundsätzlich kei-
ne Brandlasten befinden.  

Als Ausschmückung sind jedoch Bilder hinter Glas in nichtbrennbaren Rahmen zulässig. 

Sofern der einzige bauliche Rettungsweg durch Eingangsbereiche, Foyers oder nach oben offene (also nicht durch Brandschutztüren 
abgetrennte) Flure führt, gilt dort dasselbe.  

Zur Herstellung einer angenehmen Schulatmosphäre können jedoch ausnahmsweise flaches Papier auf festem Grund (z. B. ein 
Schwarzes Brett), Hartholz- oder Stahlmöbel mit allenfalls schwer entflammbaren Polstern und verschlossene, gegen Kippen und Ver-
schieben gesicherte nicht brennbare Vitrinen mit geringen Mengen an brennbaren Inhalten toleriert werden.  

Diese Gegenstände dürfen die notwendigen Rettungswegbreiten nicht einengen. Im Brandfall stark rauchende Materialien (z. B. 
Kunststoffe) sind in jedem Fall zu vermeiden. 

In Fluren, die von Treppenräumen brandschutztechnisch getrennt sind, werden Kleidungsstücke, Metallschränke (geschlossene Ober-
fläche), Ausstellungsvitrinen (verschlossen und unverrückbar), Mobiliar (aus nicht brennbaren (Brandklasse A), schwer entflammbaren 
(Brandklasse B1) oder klassifizierten Baustoffen) toleriert. Nicht toleriert werden Kopierer, Getränkeautomaten, leicht entflammbare 
Ausstellungsstücke in großen Mengen. 

Die Schulleitung hat im Rahmen von regelmäßigen Begehungen (im Bedarfsfall mit dem Sachkostenträger bzw. der Feuerwehr) die 
Einhaltung dieser Vorgaben zu überprüfen und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Schule entsprechend zu unterweisen. 
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B3.2 Schulgebäude 

o 3.2.23 Sind Türen im Verlauf von Rettungswegen als solche gekennzeichnet und schlagen sie in Fluchtrichtung auf? 

Erläuterung Weitere Informationen 

Manuell zu betätigende Türen in Schulen im Verlauf des ersten Flucht- und Rettungsweges sowie von Notausgängen müssen in Fluch-
trichtung aufschlagen und während der Betriebszeit bzw. während sich Personen im Gebäude aufhalten jederzeit von innen zu öffnen 
sein.  

Ausschließlich manuell zu betätigende Karussel- und Schiebetüren sind in Fluchtwegen unzulässig. 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass Türen von Fachräumen mit erhöhter Brandgefahr (z. B. naturwissenschaftli-
che Unterrichtsräume, Technik- und Maschinenräume, Computer- oder IT-Räume, Werkstätten, Laboratorien) regelmäßig in Flucht-
richtung aufschlagen sollen. 

Gleiches gilt für schulische Räume, in denen sich mehr als 40 Personen aufhalten können. 

Eine weitere Forderung an Türen im Verlauf von notwendigen Flucht- und Rettungswegen sowie Notausgängen besteht darin, dass 
beim Öffnen der Türen die erforderliche Breite der Rettungswege nicht eingeengt werden darf. Übliche Türbeschläge sind dabei zu 
vernachlässigen.  

Da diese bauliche Anforderung vor allem in Fluren von älteren Schulen mit gegenüberliegenden Klassenzimmertüren oft nicht einge-
halten werden kann, sind Abweichungen von vorgenannten Regelungen im Einzelfall möglich. So können beispielsweise Türen von 
normalen Klassenzimmern (Räume ohne erhöhte Brandgefahr) entgegen der Fluchtrichtung aufschlagen (§ 10 (1) Unfallverhütungs-
vorschrift „Schulen“). 

Die Schulleitung hat (z. B. im Rahmen regelmäßiger Begehungen, möglichst gemeinsam mit dem zuständigen Sachkostenträger) die 
Erfüllung der oben aufgeführten Forderungen zu überprüfen.  
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B3.2 Schulgebäude 

o 3.2.24 Sind die Fluchtwege ordnungsgemäß (langnachleuchtend oder mit Rettungszeichenleuchte) gekennzeichnet (Ende der Übergangsfrist 

01.04.2005)? 

Erläuterung Weitere Informationen 

Um das gefahrlose Verlassen der Schule im Brandfall zu ermöglichen, müssen Flucht- und Rettungswege sowie Notausgänge gut 
sichtbar, innerhalb der Erkennungsweite und dauerhaft gekennzeichnet sein. 

Dies geschieht in der Regel mittels Schildern mit lang nachleuchtenden Sicherheitskennzeichen grüner Grundfarbe mit weißer Schrift 
oder weißen Zeichen). 

Sofern bei unzureichender natürlicher Beleuchtung am Anbringungsort oder bei Ausfall der allgemeinen Beleuchtung das gefahrlose 
und sichere Verlassen der Schule, einzelner Gebäudekomplexe oder einzelner Unterrichtsräume (z. B. Klassenzimmer, Fachräume, 
sonstige Räume im Untergeschoss sowie Kellerräume oder Dachgeschosse) im Brandfall durch lang nachleuchtende Sicherheitskenn-
zeichnung nicht gewährleistet werden kann, ist eine Sicherheitsbeleuchtung erforderlich. Die Sicherheitsbeleuchtung verfügt über eine 
eigene, von der allgemeinen Beleuchtung unabhängige, Stromversorgung, die bei Ausfall der Allgemeinbeleuchtung das Erkennen der 
Sicherheitskennzeichen und somit eine sichere Nutzung der Flucht- und Rettungswege bzw. Notausgänge ermöglicht. 

Für die ordnungsgemäße Kennzeichnung von Flucht- und Rettungswegen ist der zuständige Sachkostenträger verantwortlich. Dies 
schließt evtl. notwendige Funktionsprüfungen, z. B. beim Vorhandensein einer Sicherheitsbeleuchtung ein.  

Die Schulleitung unterweist die Lehrkräfte regelmäßig (empfohlen: einmal jährlich) über die Bedeutung der vorhandenen Sicherheits-
kennzeichnung. 

Arbeitshilfen 
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B3.2 Schulgebäude  

o 3.2.25 Ist in notwendigen Fluren, Treppenräumen und fensterlosen Aufenthaltsräumen eine Sicherheitsbeleuchtung vorhanden? 

Erläuterung Weitere Informationen 

Um das gefahrlose Verlassen der Schule im Brandfall zu ermöglichen, müssen Flucht- und Rettungswege sowie Notausgänge gut 
sichtbar, innerhalb der Erkennungsweite und dauerhaft gekennzeichnet sein. 

Dies geschieht in der Regel mittels Schildern mit lang nachleuchtenden Sicherheitskennzeichen grüner Grundfarbe mit weißer Schrift 
oder weißen Zeichen). 

Sofern bei unzureichender natürlicher Beleuchtung am Anbringungsort oder bei Ausfall der allgemeinen Beleuchtung das gefahrlose 
und sichere Verlassen der Schule, einzelner Gebäudekomplexe oder einzelner Unterrichtsräume (z. B. Klassenzimmer, Fachräume, 
sonstige Räume im Untergeschoss sowie Kellerräume oder Dachgeschosse) im Brandfall durch lang nachleuchtende Sicherheitskenn-
zeichnung nicht gewährleistet werden kann, ist eine Sicherheitsbeleuchtung erforderlich. Die Sicherheitsbeleuchtung verfügt über eine 
eigene, von der allgemeinen Beleuchtung unabhängige, Stromversorgung, die bei Ausfall der Allgemeinbeleuchtung das Erkennen der 
Sicherheitskennzeichen und somit eine sichere Nutzung der Flucht- und Rettungswege bzw. Notausgänge ermöglicht. 

Für die ordnungsgemäße Kennzeichnung von Flucht- und Rettungswegen ist der zuständige Sachkostenträger verantwortlich. Dies 
schließt evtl. notwendige Funktionsprüfungen, z. B. beim Vorhandensein einer Sicherheitsbeleuchtung ein.  

Die Schulleitung unterweist die Lehrkräfte regelmäßig (empfohlen: einmal jährlich) über die Bedeutung der vorhandenen Sicherheits-
kennzeichnung. 
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B3.2 Schulgebäude 

o 3.2.26 Sind selbstschließende Rauch- und/oder Brandschutztüren im Verlauf der Flucht - und Rettungswege ständig funktionsfähig und nicht blockiert? 

Erläuterung Weitere Informationen 

In vielen Fällen findet man in Schulen selbstschließende, zweiflügelige Brandschutztüren, die während des normalen Schulbetriebes 
offen stehen. Diese Türen arretieren in geöffnetem Zustand durch eine Feststellanlage automatisch und ermöglichen somit die rei-
bungslose Nutzung entsprechender 

Bereiche (z. B. Flure, Treppenhäuser). Solchermaßen ausgebildete Brandschutztüren sind mit Rauchmeldern verbunden, die im 
Brandfall dafür sorgen, dass die Türen automatisch entriegelt werden, selbsttätig schließen und somit die betreffenden Brandabschnit-
te sichern. Brandschutztüren mit Feststelleinrichtungen müssen so gestaltet sein, dass sie jederzeit auch von Hand geschlossen wer-
den können. 

Für den ordnungsgemäßen Zustand der Türen und wiederkehrende Prüfungen ist der zuständige Sachkostenträger verantwortlich. 

Die Schulleitung hat durch organisatorische Regelungen und Anweisungen dafür Sorge zu tragen, dass die Funktionsfähigkeit vorhan-
dener Brandschutztüren jederzeit gewährleistet ist, solange sich Menschen im Gebäude aufhalten. 

Dies beinhaltet beispielsweise das Verbot, die Funktionsfähigkeit vorhandener Brandschutztüren z. B. durch das Unterlegen von Holz-
keilen in geöffnetem Zustand außer Kraft zu setzen. 

Die Schulleitung hat die schulischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Schülerinnen und Schüler sowie sonstige Personen, die sich in 
der Schule aufhalten (z. B. Handwerker, Fremdfirmen, Reinigungskräfte) diesbezüglich zu unterweisen und die Einhaltung getroffener 
Anordnungen zu überwachen. 
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B3.2 Schulgebäude 

o 3.2.27 Werden Brandschutzeinrichtungen regelmäßig auf ihre Funktion und ihre Wirksamkeit hin geprüft? 

Erläuterung Weitere Informationen 

Hinsichtlich der Prüfung von sicherheitstechnischen Anlagen und Einrichtungen des vorbeugenden Brandschutzes (vor Inbetriebnah-
me und danach in regelmäßigen Abständen) sind die diesbezüglichen Auflagen in der Baugenehmigung zu beachten.  

Es wird empfohlen, diese Anlagen und Einrichtungen in jedem Falle durch befähigte Personen (Sachkundige oder anerkannte Sach-
verständige in regelmäßigen Abständen überprüfen zu lassen. 

Nach modernem Arbeitsschutzverständnis (vgl. Betriebssicherheitsverordnung) sind Prüffristen in der Regel vom Betreiber (Sachkos-
tenträger) auf der Grundlage einer Gefährdungsbeurteilung festzulegen. 

Entgegen dieser grundsätzlichen Vorgehensweise werden im Bereich des vorbeugenden Brandschutzes aufgrund des hohen Gefähr-
dungspotenzials Prüffristen vielfach verbindlich vorgegeben. 

So gilt beispielsweise für die Prüfung von bauordnungsrechtlichen Sicherheitsbeleuchtungen eine jährliche Prüffrist, für tragbare Feu-
erlöscher eine Prüffrist von zwei Jahren Je nach den Ergebnissen der Gefährdungsbeurteilung oder Bedienungsanleitung können kür-
zere Fristen erforderlich sein. Im Einzelfall sind Herstellerangaben über Prüffristen zu beachten.  

Die Schulleitung muss die Durchführung der Prüfung und Einhaltung der Prüffristen einfordern. 

Über das Ergebnis durchgeführter Prüfungen sind Prüfbescheinigungen zu erstellen. Soweit die Prüfung von befähigten Personen 
durchgeführt wird, ist das Ergebnis aufzuzeichnen.  

Die Schulleitung ist über das Ergebnis der Prüfungen zu informieren. 

Werden bei einer Prüfung gravierende bauliche oder technische Mängel festgestellt, durch die Beschäftigte, Schülerinnen und Schüler 
oder Dritte gefährdet werden können, so sind diese durch die Schulleitung unverzüglich dem zuständigen Sachkostenträger zu mel-
den.  

Dieser ist für deren Beseitigung verantwortlich. 

Für die Beseitigung organisatorischer Mängel ist die Schulleitung verantwortlich. 
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B3.2 Schulgebäude  

o 3.2.28 Sind geeignete Feuerlöscheinrichtungen in ausreichender Anzahl vorhanden, gut sichtbar an leicht zugänglichen Stellen angebracht und 

entsprechend gekennzeichnet? 

Erläuterung Weitere Informationen 

Obwohl das unverzügliche Verlassen der Schule die wichtigste Verhaltensregel im Brandfall darstellt, kann bei Entstehungsbränden 
die sofortige Bekämpfung kleiner Brände zur Beseitigung dieser kritischen Situation führen bzw. größeren Schaden vermeiden. 

Aus diesem Grunde müssen Schulen, in Abhängigkeit von Schulgröße, Nutzungsart, Anzahl maximal anwesender Personen sowie der 
Brandgefährdung vorhandener Einrichtungen mit Feuerlöscheinrichtungen (z. B. tragbaren Feuerlöschern) und erforderlichenfalls 
Brandmeldern ausgerüstet sein. 

Die Festlegung erforderlicher Löscheinrichtungen und deren Standorte erfolgt jeweils vor Ort durch die Behörden des vorbeugenden 
Brandschutzes bzw. örtliche Feuerwehr in Absprache mit dem Sachkostenträger. 

Nicht selbständige Feuerlöscheinrichtungen (z. B. tragbare Feuerlöscher) müssen als solche dauerhaft und ordnungsgemäß gekenn-
zeichnet, leicht erreichbar und zu handhaben sein. 

Die Lage vorhandener brandschutztechnischer Einrichtungen muss im Flucht- und Rettungsplan graphisch dargestellt sein. 

Für das Vorhandensein erforderlicher Löscheinrichtungen in der Schule, deren ordnungsgemäße Positionierung, Kennzeichnung, Prü-
fung und Wartung ist der zuständige Sachkostenträger verantwortlich. 

Die Schulleitung hat im Rahmen regelmäßiger Schulbegehungen (am besten gemeinsam mit dem zuständigen Sachkostenträger und 
mit Beteiligung der sicherheitsbeauftragten Lehrkraft) das Vorhandensein notwendiger Feuerlöscheinrichtungen zu kontrollieren und 
ggf. festgestellte Mängel unverzüglich dem Sachkostenträger zu melden. 
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B3.2. Schulgebäude 

o 3.2.29 Gibt es für Schüler und Beschäftigte nach Geschlechtern getrennte Toiletten, Sanitär- und Sozialräume? 

Erläuterung Weitere Informationen 

Schultoiletten müssen in ausreichender Zahl vorhanden sein. 

Für Bildungseinrichtungen gelten folgende Planungsrichtwerte: 

 Für je 15 Schülerinnen und je 20 Schüler ist ein WC und je 40 Schüler ein Urinalbecken vorzusehen.  

 Für je zwei WCs sollte ein Handwaschbecken vorhanden sein.  

 Darüber hinaus sollte je WC-Anlage mindestens ein Behinderten-WC vorhanden sein. 

 

Die Toilettenräume sind wie folgt auszustatten:  

 Die Toilettenzellen müssen mit Toilettenpapier und Papierhalter (und Kleiderhaken) ausgestattet sein.  

 In nassbelasteten Bereichen sind korrosionsbeständige Materialien zu verwenden. 

 In Toilettenräumen muss mindestens ein Abfallbehälter (mit Deckel) vorhanden sein. 

 Im Vorraum von Toilettenräumen müssen sich Handwaschbecken sowie Seifenspender und Einmal-Handtücher befinden. 
Auch Warmlufthändetrockner können eingesetzt werden. 

 

Beleuchtung von Toilettenräumen: 

 Die Nennbeleuchtungsstärke der künstlichen Beleuchtung muss in Toilettenräumen mindestens 100 Lux betragen. Es wird 
empfohlen, Toilettenräume mit einer Nennbeleuchtungsstärke von 200 Lux zu gestalten, hierdurch können besondere Perso-
nengruppen, wie z. B. Sehbehinderte, Toilettenräume sicherer benutzen. 
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B3.2 Schulgebäude  

o 3.2.30 Sind die Vorräume mit Handwaschbecken, Seifenspendern und hygienischen Trockenmöglichkeiten sowie mit Spiegeln ausgerüstet? 

Erläuterung Weitere Informationen 

Schultoiletten müssen in ausreichender Zahl vorhanden sein. 

Für Bildungseinrichtungen gelten folgende Planungsrichtwerte: 

 Für je 15 Schülerinnen und je 20 Schüler ist ein WC und je 40 Schüler ein Urinalbecken vorzusehen.  

 Für je zwei WCs sollte ein Handwaschbecken vorhanden sein.  

 Darüber hinaus sollte je WC-Anlage mindestens ein Behinderten-WC vorhanden sein. 

 

Die Toilettenräume sind wie folgt auszustatten:  

 Die Toilettenzellen müssen mit Toilettenpapier und Papierhalter (und Kleiderhaken) ausgestattet sein.  

 In nassbelasteten Bereichen sind korrosionsbeständige Materialien zu verwenden. 

 In Toilettenräumen muss mindestens ein Abfallbehälter (mit Deckel) vorhanden sein. 

 Im Vorraum von Toilettenräumen müssen sich Handwaschbecken sowie Seifenspender und Einmal-Handtücher befinden. 
Auch Warmlufthändetrockner können eingesetzt werden. 

 

Beleuchtung von Toilettenräumen: 

 Die Nennbeleuchtungsstärke der künstlichen Beleuchtung muss in Toilettenräumen mindestens 100 Lux betragen. Es wird 
empfohlen, Toilettenräume mit einer Nennbeleuchtungsstärke von 200 Lux zu gestalten, hierdurch können besondere Perso-
nengruppen, wie z. B. Sehbehinderte, Toilettenräume sicherer benutzen. 
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B3.2 Schulgebäude  

o 3.2.31 Werden gesundheitlich zuträgliche Raumtemperaturen eingehalten? 

 mind. 20 °C, Klassen-, Büroräume 

 mind. 21 °C, Liege- und Sanitärräume 

 mind. 24 °C, Dusch- und Umkleideräume 

Erläuterung Weitere Informationen 

Das Raumklima wird im Wesentlichen durch die Raumtemperatur, Luftgeschwindigkeit und Luftfeuchte beeinflusst.  

Die Raumtemperatur sollte mindestens 20 0C und maximal 26 0C betragen. Angenehm wird eine Temperatur zwischen 20 0C und       
22 0C empfunden.  

Um ein übermäßiges Aufheizen des Klassenraumes durch Sonneneinstrahlung zu minimieren, sollte an den Fenstern eine geeignete 
Außenbeschattung installiert werden.  

Zugluft kann zu Unbehaglichkeitsempfinden bei Personen führen. Zur Vermeidung von Zugluft werden Luftgeschwindigkeiten bis 0,15 
m/s empfohlen.  

Die Luftfeuchte sollte idealerweise zwischen 30 und 55 % liegen.  

Hohe relative Luftfeuchten über 65 % (bei ca. 23°C) sind zu vermeiden, da dadurch Schimmelbildung begünstigt werden kann. 
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B3.2 Schulgebäude 

o 3.2.32 Ist in den Räumen eine gesundheitlich zuträgliche Atemluft gewährleistet und sind Regelungen hierzu getroffen worden (Lüftungsplan)? 

Beachte: Geruch, Pilzbelastung, Feuchte  

Erläuterung Weitere Informationen 

Einen Hinweis auf die Raumluftqualität liefert die Konzentration an Kohlenstoffdioxid (CO2).  

Die Hauptquelle an CO2 ist die Atemluft des Menschen. Untersuchungen haben gezeigt, dass hohe CO2-Konzentrationen in der Raum-
luft zu Konzentrationsschwierigkeiten und Müdigkeit führen können.  

Bereits im Jahr 1858 hat Max von Pettenkofer erkannt, dass eine CO2-Konzentration unter 1000 ppm „die Gesundheit unserer Jugend 
wesentlich stärken“ würde. Heute ist diese Zahl als Pettenkofer-Zahl bekannt. 

Das Umweltbundesamt hat im „Leitfaden für die Innenraumhygiene in Schulgebäuden“ Leitwerte für die CO2-Konzentration festgelegt: 

 

 CO2-Konzentration  
[ppm] 

Hygienische Bewertung Empfehlung 

 < 1000  Hygienisch unbedenklich Keine weiteren Maßnahmen 

 1000 – 2000  Hygienisch auffällig 
Lüftungsmaßnahmen intensivieren (Außenluftvolumenstrom    
bzw. Luftwechsel erhöhen) Lüftungsverhalten überprüfen und 
verbessern 

 > 2000  Hygienisch inakzeptabel 
Belüftbarkeit des Raumes prüfen ggf. weitergehende Maßnah-
men prüfen 

  

Diese Werte sind auch in der Technischen Regel für Arbeitsstätten (ASR A3.6) „Lüftung“ aufgeführt.  

Eine CO2-Konzentration von 1500 ppm gilt in Klassenräumen als akzeptabel; Ziel sollte jedoch immer eine CO2-Konzentration unter 
1000 ppm sein. 
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B3.2 Schulgebäude 

o 3.2.33 Sind geeignete Maßnahmen zur Abschirmung gegen übermäßige Sonneneinstrahlung getroffen worden, vorzugsweise außen?  

Erläuterung Weitere Informationen 

Das Raumklima wird im Wesentlichen durch die Raumtemperatur, Luftgeschwindigkeit und Luftfeuchte beeinflusst.  

Die Raumtemperatur sollte mindestens 20 °C und maximal 26 °C betragen. Angenehm wird eine Temperatur zwischen 20 °C und 
22 °C empfunden.  

Um ein übermäßiges Aufheizen des Klassenraumes durch Sonneneinstrahlung zu minimieren, sollte an den Fenstern eine 
geeignete Außenbeschattung installiert werden.  
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B3.2 Schulgebäude 

o 3.2.34 Entspricht die Raumakustik (Nachhallzeit, Sprachverständlichkeit) den Anforderungen der DIN 18041 und dem Leitfaden „Raumakustik in  

Unterrichtsräumen“?. 

Erläuterung Weitere Informationen 

Mündlicher Unterricht gelingt nur, wenn Kinder und Jugendliche aufmerksam zuhören können. Deshalb sollte das gesprochene Wort 
im Raum klar und mühelos zu verstehen sein.  

Lärm und Halligkeit werden von Schülerinnen und Schülern wie auch von Lehrkräften als sehr unangenehm empfunden. Die Schüle-
rinnen und Schüler leiden unter der schlechten Sprachverständlichkeit und können dem Unterricht nur schwer folgen. Das führt zu 
einer schnellen Ermüdung und Beeinträchtigung ihrer Leistungen. Die Lehrkräfte empfinden die schlechte Akustik und die damit ver-
bundenen hohen Geräuschpegel als Stressbelastung. Zudem müssen sie ihre Stimmen deutlich stärker belasten, möglicherweise mit 
der Folge von gesundheitlichen Problemen.  

Für eine gute Sprachverständlichkeit ist es vor allem erforderlich, dass das Klassenzimmer eine ausreichende Menge an Schallabsorp-
tionsflächen aufweist, sodass sich eine möglichst geringe Nachhallzeit ergibt. Unterrichtsräume weisen in der Regel eine Fläche von 
60 m² bis 70 m² und eine Raumhöhe von 3 m auf.  

Entsprechend den Vorgaben der DIN 18041, „Hörsamkeit in kleinen bis mittelgroßen Räumen“, sollen Klassenräume, die ein solches 
Raumvolumen aufweisen (Größe bis ca. 250 m³), Nachhallzeiten von 0,5 bis 0,6 s aufweisen.  

Nehmen Schülerinnen und Schüler mit eingeschränktem Hörvermögen an der Sprachkommunikation teil oder findet Kommunikation in 
einer Sprache statt, die nicht als Muttersprache gelernt wurde, sollen niedrigere Nachhallzeiten bis zu 0,4 s eingehalten werden. Dies 
betrifft somit nicht nur Schüler mit Migrationshintergrund, sondern alle Schüler, die eine Fremdsprache lernen. Letztlich wirken sich 
gute akustische Raumeigenschaften auf alle positiv aus. 
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